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Antwort 
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der PDS/Linke Liste 
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Einkommensanrechnung bei Sozialleistungen 


Informationen besagen, daß die Neuberechnung von Arbeitslosenhilfe, 
die sich aus dem vom Bundesverfassungsgericht im November 1992 
geforderten höheren verbleibenden Freibetrag beim Ehepartner bzw. 
Partner ergibt, noch immer nur auf Grundlage von Dienstanweisungen 
des Arbeitsamtes erfolgt. 

1. Wie wird der Stand der Umsetzung dieser Dienstanweisungen in den 
einzelnen Ländern, insbesondere in den ostdeutschen, eingeschätzt? 


Die Durchführungsanweisungen, die der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeit nach Abstimmung mit dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung den Arbeitsämtern erteilt hat, 
ziehen die Folgerungen aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 17. November 1992. 

Die Arbeitslosenhilfe wird nach Abschluß der erforderlichen 
Schulungsmaßnahmen in den Arbeitsämtern seit März 1993 auf 
der Grundlage der neuen Durchführungsanweisungen festge- 
setzt. 

Die notwendige Überprüfung der von der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts betroffenen Leistungsfälle ist weitgehend 
abgeschlossen. In den noch nicht abgeschlossenen Fällen gewäh- 
ren die Arbeitsämter den Arbeitslosen zur Sicherung des Lebens- 
unterhalts regelmäßig auf Antrag Arbeitslosenhilfe als Vorschuß. 


2. Wann ist damit zu rechnen, daß eine gesetzliche Regelung erfolgt? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 17, Mai 1993 übermittelt. 
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Der Gesetzgeber hat mehrere Möglichkeiten, die Bedürftigkeits- 
prüfung zwischen Ehegatten und Partnern eheähnlicher Gemein- 
schaften in der Arbeitslosenhilfe neu zu regeln. Die Prüfung, 
welche Möglichkeit verwirklicht werden soll, wird einige Zeit 
beanspruchen. 


3. Werden aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes auch Folge- 
rungen für andere Sozialleistungsbereiche, z.B. Sozialhilfe, ge- 
zogen? 


Die vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärte 
Freibetragsregelung des § 138 Abs. 1 Nr. 2 AFG für Ehegatten 
und Partner eheähnlicher Gemeinschaften ist eine besondere Vor- 
schrift der Bedürftigkeitsprüfung in der Arbeitslosenhilfe, Die in 
anderen Sozialleistungsbereichen vorhandenen Freibetragsrege- 
lungen sind nicht vergleichbar. 

Für einen Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt in der Sozial- 
hilfe ist allein maßgeblich, ob das der sozialhilferechtlichen Haus- 
haltsgemeinschaft zur Verfügung stehende Einkommen und Ver- 
mögen im Sinne der §§ 76 und 88 BSHG den notwendigen 
Lebensunterhalt der zugehörigen Personen abdeckt. Freibeträge 
gewährt das Sozialhilferecht in diesem Zusammenhang nicht. Es 
ist deshalb nicht erforderlich, aus der Entscheidung Folgerungen 
für andere Sozialleistungen zu ziehen. 
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